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VERWALTUNGSGERICHT MÜNSTER 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

10K 2039/21.A 

. _ 

- Prozessbevollmächtigter: 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

Rechtsanwalt Clemens Michalke, Von-Steuben-
Straße 20, 48143 Münster, 
Az.: -20 Mic / AUSL - 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat, dieses vertreten durch den Präsidenten des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge, Außenstelle Düsseldorf, Er-
krather Straße 345-349, 40231 DüSseldorf, Az.: -425, 

- Beklagte - 

wegen Asylrechts (Aserbaidschan) 

hat Richterin am Verwaltungsgericht  

auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 1. März 2023 
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für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheids des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 9. Juni 
2021verpflichtet festzustellen, dass bezogen auf die 'Klä-
gerin ein Abschiebungsverbot gemäß § 60 Abs. 7 Satz 1 
AuferithG hinsichtlich der Republik Aserbaidschan be-
steht. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Der Beklagten wird nachgelassen, die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des auf Grund des 
Urteils vollstreckbaren Betrages abzuwenden, wenn nicht 
die Klägerin vor der VollStreckung Sicherheit in Höhe von 
110% des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Tatbestand  

Die Klägerin ist aserbaidschanische Staatsangehörige. Sie reiste  2013 

zusammen mit ihrer schon damals volljährigen Tochter in das Bundesgebiet ein 

und stellte einen Asylantrag. Zu ihren Asylgründen führte sie aus, sie habe zu-

sammen mit ihrer Tochter illegal in Russland gelebt. Ihre Tochter leide an Rü-

ckenschmerzen. Da sie über kein Geld für eine Behandlung verfügt hätten, sei-

en sie ausgereist. In Bezug auf die Tochter wurde im Bundesgebiet eine dialy-

sepflichtige Niereninsuffizienz festgestellt. Durch bestandskräftig gewordenen, 

Bescheid vom 27. Januar 2015 lehnte das Bundesamt für Migration und Flücht-

linge (im Folgenden Bundesamt) die Anerkennung der Klägerin als Asylberech-

tigte und die Zuerkennung internationalen Schutzes ab und stellte fest, dass 

Abschiebungsverbote in Bezug auf Aserbaidschan nicht bestehen. Die Klägerin 

wurde unter Fristsetzung und Androhung der Abschiebung nach Aserbaidschan 
oder.  in einen anderen aufnahmebereiten oder zur Aufnahme verpflichteten 

Staat aufgefordert das Bundesgebiet zu verlassen. In der Folgezeit wurde die 
Klägerin im Bundesgebiet geduldet. 

Mit Schriftsatz vom 1. Dezember 2020, beim Bundesamt eingegangen am 7. 

Dezember 2020 beantragte die Klägerin in Abänderung der Entscheidung vom 

. 27. Januar 2015 Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 

AufenthG in Bezug auf Aserbaidschan festzustellen. Zur Begründung machte 
sie unter Vorläge ärztlicher Atteste (vgl. AttestaS Schwer-

punktpraxis für Diabetes und Ernährungsmedizin,  2020, Attest. 
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die vom 15. , Medikationspläne vom 17. und 1 . 

2020) geltend, sie an Diabetes mellitus Typ II und weiteren Erkrankun-

gen erkrankt. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der vorge-
nannten Bescheinigungen Bezug genommen. 

Durch Bescheid vom 9. Juni 2021, der am 16. Juni 2021 als Einschreiben zur 

Post gegeben wurde, lehnte das Bundesamt eine Abänderung des Bescheids 

vom 27. Januar 2015 bezüglich der Feststellungen zu § 60 Abs. 5 und Abs. 7 

AufenthG ab. Zur Begründung wurde im Wesentlichen ausgeführt, die geltend 

gemachten Erkrankungen seien in Aserbaidschan behandelbar. Die Behand-
lung sei auch zugänglich. 

Am 23. Juni 2021 hat die Klägerin die vorliegende Klage erhoben und legt zu 

ihrem Gesundheitszustand ein weiteres Attest vom 6. Januar 2023, ausgestellt 
durch 	 ur. Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt Bezug 
genommen. 

Die Klägerin beantragt, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids des Bun-
desamtes vom 9. Juni 2021 zu verpflichten, festzustellen, 
dass in ihrer Person in Bezug auf Aserbaidschan Ab-
schiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Sat 1 
AufenthG bestehen. 

Die Beklagte beantragt unter Bezugnahm auf die Ausführungen in dem ange-
griffenen Bescheid, 

die Klage abzuweisen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den In- 

halt der Gerichtsakte und des beigezogenen Verwaltungsvorgangs des Bun-
desamtes Bezug genommen. 

Entscheidunqsqründe  

Das Gericht kann entscheiden, obwohl die Beklagte in der mündlichen Ver- 

handlung ausgeblieben ist, denn die Beteiligten wurden unter Hinweis auf diese 

Möglichkeit ordnungsgemäß geladen (vgl. § 102 Abs. 2 VwG0). 



Die als Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1, 2. Alt. VwG0) statthafte und auch 
-sonst -zulässige Klage ist begründet. Die im Bescheides vom 9. Juni 2021 ge-
troffene Entscheidung des Bundesamtes, den Antrag der Klägerin auf Abände-
rung des Bescheides vom 27. Januar 2015 bezüglich der Feststellung zu § 60 
Abs. 5 und 7 AufenthG abzulehnen, ist rechtswidrig und verletzt diese dadurch 
in ihren Rechten. Die Klägerin hat im maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen 
Verhandlung (§ 77 Abs. 1 Satz 1, 1. Hs. AsylG) einen Anspruch auf die Ver-
pflichtung der Beklagten festzustellen, dass bezogen auf ihre Person ein Ab-

schiebungsverbot gemäß § 60 Abs. Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich der 
Republik Aserbaidschan vorliegt (vgl. § 113 Abs. 5 Satz 1 VwG0). 

Die bestandskräftige Feststellung des Bundesamtes durch den Bescheid vom 
27. Januar 2015, dass hinsichtlich der Klägerin keine Abschiebungsverbote 
nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 AufenthG vorliegen, steht einer neuen Sachent-
scheidung durdh das Gericht nicht entgegen. Denn jedenfalls steht der Klägerin 
zumin3clest ein Anspruch auf Widerruf/Rücknahme der in dem vorangegangenen 
Asylverfahren getroffenen Entscheidung hinsichtlich der Abschiebungsverbote 
nach § 51 Abs. 5 i.V.m. §§ 48, 49 VwVfG zu. Das der Beklagten insoweit einge-
räumte Ermessen ist zugunsten der Klägerin auf Null reduziert, weil ein Festhal-
ten an der bestandskräftigen negativen Entscheidung zu den Abschie.bungsver-
boten nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 AufenthG im Bescheid des Bundesamtes 
vom 27. Januar 2015 zu einem schlechthin unerträglichen Ergebnis führen wür-
de, da die Klägerin bei einer Abschiebung nach Aserbaidschan aus den nach-
stehenden Gründen einer erheblichen konkreten Gefahr aus gesundheitlichen 
Gründen ausgesetzt würde und das Absehen von einer Abschiebung daher ver-
fassungsrechtlich zwingend geboten ist. 

Vgl. zu diesen Anforderungen BVerwG, Urteil vom 20. Ok-
tober 2004- 1 C 15.03 -, juris, Rn. 16. 

Der Rückführung der Klägerin nach Aserbaidschan steht § 60 Abs. 7 Satz 1 

AufenthG entgegen. Danach soll von der Abschiebung eines Ausländers in ei-

nen anderen Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine 

erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Danach kann 

ein Anspruch auf Abschiebungsschutz begründet sein, wenn die Gefahr be-

steht, dass sich die Krankheit eines ausreisepflichtigen Ausländers in seinem 

Heimatstaat verschlimmert. Es ist dafür erforderlich, dass sich der Gesund-

heitszustand mit überwiegender Wahrscheinlichkeit alsbald nach der Rückkehr 

wesentlich oder lebensbedrohlich verschlechtern würde, etwa weil der Auslän- 
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der.  dort nur unzureichende Möglichkeiten zur Behandlung seiner Leiden hat 

oder weil er eine an sich im Zielstaat verfügbar medizinische Behandlung tat-

sächlich nicht erlangen kann. Es ist gemäß § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG nicht 

erforderlich, dass die medizinische Versorgung im Zielstaat mit der Versorgung 

in der Bundesrepublik Deutschland gleichwertig ist. Der Abschiebungsschutz 

nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG dient nicht dazu, eine Krankheit optimal zu 

behandeln. Insbesondere gewährt die Vorschrift keinen allgemeinen Anspruch 

auf Teilhabe am medizinischen Fortschritt und Stand der medizinischen Ver-
sorgung in Deutschland. 

Dies zugrunde gelegt, droht der Klägerin eine erhebliche krankheitsbedingte 

Gefahr bei einer Rückkehr nach Aserbaidschan. Die Klägerin leidet an Diabetes 

melitus Typ 2 und wird jedenfalls deswegen — weitere Erkrankungen sind nicht 

hinreichend substantiiert geltend gemacht — medikamentös behandelt. Nach 
den Erkenntnissen des Gerichts, 

Vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschie-
bungsrelevante Lage in Aserbaidschan (Stand Juni 2021), 
vom 25. März 2022, S. 21, 

ist die Behandlung von regelmäßigen Krankheitsbildern, zu denen auch Diabe-

tes gehört, in Aserbaidschan ebenso möglich, wie die Beschaffung der meisten 

üblichen Medikament. Ein Anspruch der Klägerin, im Falle der Rückführung 

nach Aserbaidschan mit genau den Medikamenten behandelt zu werden wie im 

Bundesgebiet, besteht grundsätzlich nicht und besondere Umstände des Ein-

zelfalls, die eine abweichende Bewertung tragen könnten sind, sind nicht sub-

stantiiert geltend gemacht. Unter Berücksichtigung der Wertung aus § 60 Abs. 7 

Satz 4 AufenthG ist es der Klägerin zumutbar, ihre Medikation ggf. auf die vor 

Ort erhältlichen Medikament umzustellen, selbst wenn dadurch das erzielbare 

Behandlungsergebnis hinter dem zurückbleibt, das mit den im Bundesgebiet 
erhältlichen Medikamenten erzielbar ist. 

Für die Vergangenheit hat das Auswärtige Amt in seinen Lageberichten, zu der 

alle notwendigen Behandlungen umfassenden kostenlosen medizinischen Ver-

sorgung stets ausgeführt, dringende medizinische Hilfe werde in Notfällen ge-

währt (was den Krankentransport und die Aufnahme in ein staatliches Kranken-

haus einschließe); mittellose Patienten seien in der Vergangenheit minimal ver-

sorgt und nach einigen Tagen „auf eigenen Wunsch" entlassen worden, wenn 
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sie die Behandlungskosten und „Zuzahlungen" an die Ärzte und das Pflegeper-

sonal nicht aufbringen konnten. In diesem Fall .sei die weitere Behandlung am-

bulant oder nich KoStenübernahme durch Dritte erfolgt. Nach der Einführung 

der allgemeinen Krankenversicherung sollen alle ärztlichen Behandlungen und 
die Versorgung mit Medikamenten durch diese abgedeckt seien. 

Vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschie-
bungsrelevante Lage in Aserbaidschan (Stand Juni 2021), 
vom 25. März 2022, 5.21. 

Nach den Erkenntnissen des Gerichts sollten (Hervorhebung durch das Gericht) 

einige gesondert gelistete Medikamente kostenlos zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Vgl. 10M — Aserbaidschan Länderinformationsblatt 2021, 

Mit Blick darauf, geht das Gericht davon aus, dass die „kostenlose" Behandlung 

derzeit noch nicht umgesetzt ist, sondern — wie in der Vergangenheit auch, die 

Kosten insbesondere für Medikamente selbst getragen werden müssen. In die-

ser Bewertung 'sieht sich das Gericht dadurch bestärkt, dass nach dem Lagebe-

richt eine Veränderung der Situation auch ein Jahr nach Einführung der Kran-
kenversicherung nicht beurteilt werden kann. 

Vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschie-
bungsrelevante Lage in Aserbaidschan (Stand Juni 2021), 
vom 25. März 2022, S. 21. 

Ist damit davon auszugehen, dass die Klägerin Kosten für die notwendigen Me-
dikamente selbst tragen muss, ist unter diesen Umständen im vorliegenden 

Einzelfall zur Überzeugung des' Gerichts die medizinische Behandlung nicht 
zugänglich. Mit Blick auf das Lebensalter der Klägerin 

zum gesetzlichen Rentenalter vgl. 10M — Aserbaidschan 
Länderinformationsblatt 2021, 

und unter Berücksichtigung des Umstandes, dass sie vor der Einreise und dem 

nunmehr fast 10-jährigen Aufenthalt im Bundesgebiet ohne Aufenthaltstitel in 

der (heutigen) Russischen Föderation gelebt hat, ist davon auszugehen, dass 

die Klägerin im Falle der Rückkehr nach Aserbaidschan nur Anspruch auf die 
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gesetzliche Mindestrente in Höhe von 200 AZN hat, die nur knapp über dem 

offiziellen Existenzminimum von 196 AZN liegt, und sie davon nichts zu den 

Kosten der medizinischen Behandlung beitragen kann. Es ist weiter davon aus-

zugehen, dass die Zuverdienstmöglichkeiten vor dem Hintergrund der infolge 

der Covid-19-Pandemie verschlechterten wirtschaftlichen Lage nur gering sind. 

Zur Überzeugung des Gerichts kann die Klägerin die Kosten auch nicht durch 

familiäre Unterstützung decken. Nach den glaubhaften Bekundungen der Klä-

gerin sind ihr Ehemann, ihr Bruder und ihre Eltern vorverstorben; weitere nähe-

re Verwandte, die Unterstützung leisten könnten, gibt es nicht. Es ist auch nicht 

ersichtlich, dass die Klägerin (finanzielle) Unterstützung durch ihre im Bundes-

gebiet aufhältige Tochter beanspruchen kann. Denn diese ist selbst schwer er-

krankt. Bleibt die weitere Behandlung der Klägerin aus, ist aufgrund der Art der 

Erkrankung zeitnah eine deutliche Verschlechterung des gesundheitlichen Zu-
standes zu erwarten. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwG0, die Gerichtskosten-
freiheit auf § 83b AsylG. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 
folgt aus § 167 VwG() i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711, 709 Satz 2 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach Zustellung die 
Zulassung der Berufung an das Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen beantragt werden. Der Antrag ist bei dem 
Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster (Postanschrift: 
Postfach 8048, 48043 Münster) schriftlich zu stellen. Er muss das angefochtene 
Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zu-
zulassen ist, darzulegen. 

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 

die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bun-
desverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshö- 
fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht oder 

ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrens-
mangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Auf die ab dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden 
und juristische Personen des öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur 
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Übermittlung von Schriftstücken als elektronisches Dokument nach Maßgabe 
der §§ 55a, 55d der Verwaltungsgerichtsordnung — VwG() — und der 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung — ERVV —) wird hingewiesen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jeder Beteiligte — außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren — durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten 
lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem 
Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte sind nur 
die in § 67 Abs. 4 VwG° bezeichneten und ihnen kraft Gesetzes 
gleichgestellten Personen zugelassen. 

Beglaubigt 
, Verwaltungsgerichtsbeschäftigte 

als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 
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